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1953 


Drudisache 1697 


Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 
6 — 55002^ 1544/55 


Bonn, den 23. September 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22. Juli 1955 gemäß Ar- 
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf, wie aus 
der Anlage 2 ersidulich, Stellung genommen. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude; Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Sachliche Geltung des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz gilt für Ausgleichsfor- 
derungen 

1. der Geldinstitute nach 

a) § 11 des Umstcllungsgesetzes, 

b) § 22 des Umstellungsgesetzes, 

c) § 2 der Siebenundzwanzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz, 

d) Nummer 2 Buclistabe a der Berliner Um- 
stellungsergänzungsverordnung vom 
20. März 1949 ((Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin Teil I S. 88), 

e) Nummer 5 der Durdiführungsbestim- 
mung Nr. 19 vom 23. Dezember 1949 
zur Umstellungsverordnung (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin Teill S. 509), 

f) § 33 des Umstellungsergänzungs- 

gesetzes vom 21. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1439), 

g) § 42 des Umstellungsergänzungsge- 

setzes vom 21. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1439), 

h) § 45 des Umstcllungsergänzungsge- 

setzes vom 21. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1439), 

i) § 103 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1003), 


k) § 3 des Gesetzes über die innerdeutsche 
Regelung von Vorkriegsremboursver- 
bindlichkeiten vom 20. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 999), 

l) § 9 des Gesetzes über die innerdeutsche 
Regelung von Vorkriegsrembours Ver- 
bindlichkeiten vom 20. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 999), 

2. der Versicherungsunternehmen nach 

a) § 24 des Umstellungsgesetzes, 

b) Nummer 4 Buchstabe a der Umstel- 
lungsergänzungsverordnung vom 20. 
März 1949 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin Teil I S. 88), 

c) Artikel 2 der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 10 vom 30. April 1951 zur 
Umstcllungsergänzungsverordnung (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 365), 

d) § 5 des Rentenaufbesserungsgesetzes in 
der Fassung vom 15. Februar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 118) — Renten- 
ausglcichsforderungen — , 

3. der Bausparkassen nach 

a) § 3 der Dreiunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz, 

b) Artikel 5 der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 7 vom 26. Oktober 1950 
zur Umstellungsergänzungsverordnung 
(Verordnungsblatt für Berlin Teil I 
S. 494). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Sonderaus- 
gleichsforderungen nach § 2 der Fünfund- 
vierzigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz und für Ausgleichsforde- 
rungen, die der Bank deutscher Länder, den 
Landeszentralbanken, der Deutschen Bundes- 
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post und der Senatsverwaltung für das Post- § 5 

und Fernmeldewesen Berlin gewährt worden 

sind. Abschlagszahlungen 


§ 2 

Tilgung 

Vom Jahre 1955 an werden verzinsliche 
Ausgleichsforderungen halbjährlich mit 0,5 
vom Hundert des gewährten Betrages zu- 
züglich der durch die fortschreitende Tilgung 
ersparten Zinsen, unverzinsliche Ausgleichs- 
forderungen halbjährlich mit 2 vom Hundert 
des gewährten Betrages getilgt. 

§ 3 

Tilgungsleistungen 

(1) Die Tilgungsleistungen sind am 30. Juni 
und 31. Dezember eines jeden Jahres zu ent- 
riditen. 

(2) Wird eine Ausgleichsforderung der in 
§ 1 Abs, 1 Nr. 1 Buchstabe k oder 1 bezeich- 
neten Art mit Zinsenlauf von einem nach 
dem 1. Januar 1955 liegenden Zeitpunkt an 
gewährt, so ist die erste Tilgungsleistung bei 
Ablauf des auf die Gewährung folgenden 
Kalenderhalbjahres fällig. Sie ist so zu be- 
rechnen, als ob die Ausgleichsforderung be- 
reits mit Zinsenlauf vom 1. Januar 1955 an 
gewährt worden wäre. 

§ 4 

Änderung von Ausgleichsforderungen 

(1) Tilgungsleistungen, die der Schuldner 
erst nadi dem Zeitpunkt bewirkt, an dem 
sie nad^ §§ 2 und 3 zu entrichten sind, sind 
von diesem Zeitpunkt an bis zur Zahlung 
mit jährlich fünf vom Hundert zu verzinsen. 
Für die Verzinsung der Ausgleichsforderung 
und die Berechnung der Tilgungsleistungen 
nach § 2 gelten die nachgezahlten Beträge als 
in dem Zeitpunkt geleistet, an dem sie nach 
§ 3 hätten entriditet werden müssen. 

(2) Zuviel gezahlte Tilgungsleistungen sind 
vom Gläubiger mit jährlich fünf vom Hun- 
dert von dem Zeitpunkt an zu verzinsen, zu 
dem sie entrichtet worden sind. 

(3) Nachzuzahlende oder zu erstattende 
Tilgungsleistungen sind spätestens mit der 
Nachzahlung oder Erstattung von Zinsen auf 
die Ausgleichsforderung, bei einer unverzins- 
lichen Ausgleichsforderung unverzüglich zu 
bewirken. 


Solange eine Ausgleichsforderung noch 
nicht gewährt ist, aber Abschlagszahlungen 
auf die Zinsen geleistet werden, sind Ab- 
schlagszahlungen auf die Tilgung zu leisten. 
§§ 2 bis 4 gelten entsprechend. 
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Kündigung durch den Schuldner 

Der Schuldner kann Ausgleichsforderungen 
ganz oder teilweise unter Einhaltung einer 
Frist von sechs Monaten kündigen; die Kün- 
digung kann auch durch Bekanntgabe im 
Bundesanzeiger erfolgen. 


§ 7 


Erstattung von Tilgungsleistungen 

(1) § 10 Satz 2 und 3 der Dreiundzwan- 
zigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz und § 3 Abs. 2 Satz 2 der 
Dreiunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz gelten auch für 
die nach diesem Gesetz zu leistenden Til- 
gungen. 

(2) Hat ein Schuldner einen Erstattungs- 
anspruch für Tilgungsleistungeii nacla Ab- 
satz 1, erfüllt er jedoch die Schuld ohne Zu- 
stimmung des Erstattungspflichtigen vor 
dem nach § 2 maßgeblidien Zeitpunkt, so 
kann er bis zur Auflösung des Ankaufsfonds 
(§ 11 Abs. 1) Zahlung derjenigen Beträge 
verlangen, die der Erstattungspflichtige ohne 
die vorzeitige Erfüllung der Schuld für Zins- 
und Tilgungsaufwendungen hätte erstatten 
müssen. Hat ein Schuldner einen Erstattungs- 
anspruch für Tilgungsleistungen auf Aus- 
gleidisforderungen nach anderen Bestimmun- 
gen und erfüllt er die Schuld ohne Zustim- 
mung des Erstattungspflichtigen vor dem 
nach § 2 maßgeblichen Zeitpunkt, so kann 
er nur die In Satz 1 bezeichneten Leistungen 
verlangen. 


§ 8 


Ankaufsfonds 


(1) Zum Ankauf von Ausgleichsforderun- 
gen wird ein Fonds als rechtlich unselbstän- 
dige Einrichtung der Bank deutscher Länder 
gebildet (Ankaufsfonds). 
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(2) Dem Ankaufsfonds sind zuzuführen 

a) die in Nummer 29 Absatz 1 Nummer 4 
des Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Lander in der Fassung des § 13 
Abs. 1 genannten Beträge, 

b) die Ausgleichsforderungen, welche die 
Bank deutscher Länder als Treuhänder 
des Bundes verwaltet, 

c) die Ausgleichsforderungen, welche die 
Bank deutscher Länder nach Nummer 29 
Absatz 4 des Gesetzes über die Errich- 
tung der Bank deutscher Länder in der 
Fassung des Gesetzes über die Verteilung 
des Reingewinns der Bank deutscher 
Länder im Geschäftsjahr 1952 und in den 
folgenden Geschäftsjahren vom 7. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1318) 
auf den Bund zu übertragen hätte. 

(3) Die Bank deutscher Länder veröffent- 
licht gleichzeitig mit dem Jahresabschluß 
einen Bericht über den Stand des Ankaufs- 
fonds. 

§ 9 

Verwendung der Mittel des Ankaufsfonds 

(1) Mit Mitteln des Ankaufsfonds sollen 
Ausgleichsforderungen angekauft werden, 
deren endgültige Übernahme geboten er- 
scheint, um den Gläubigern die Erfüllung 
fälliger Verbindlichkeiten zu ermöglichen. 

(2) Soweit die Mittel des Ankaufsfonds für 
Zwecke des Absatzes 1 nicht benötigt wer- 
den, soll die Bank deutscher Länder an- 
kaufen 

1. Ausgleichsforderungen solcher Gläubiger, 
die in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Vergleich zu anderen Gläubigern der- 
selben Gruppe dadurch besonders behin- 
dert sind, daß ihre Ausgleichsforderungen 
einen überdurchsdinittlichen Anteil der um 
die durchlaufenden Kredite (Treuhandge- 
schäfte) verminderten Bilanzsumme aus- 
machen, 

2. Ausgleichsforderungen der in § 1 Abs. 1 
Nr, 1 Buchstabe k bezeichneten Art. 

(3) Soweit die Mittel des Ankaufsfonds 
auch für die Zwecke des Absatzes 2 nicht be- 
nötigt werden, soll die Bank deutscher Län- 
der Ausgleichsforderungen aller Gläubiger in 
Fföhe eines einheitlich zu bestimmenden 
Hundertsatzes der Ausgleichsforderung an- 
kaufen. 

(4) Die Bank deutscher Länder bedarf zur 
Verwendung der Mittel des Ankaufsfonds 


für die Zwecke des Absatzes 2 der Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen und 
des Bundesministers für Wirtschaft. Den nach 
Landesrecht zuständigen Stellen ist zuvor Ge- 
legenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 10 

Ablösungsbefugnis 

(1) Ist im Falle des § 9 Abs. 3 ein Ankaufs- 
angebot der Bank deutscher Länder nicht bis 
zu dem Zeitpunkt angenommen worden, zu 
dem der Ankauf vorgenommen werden soll, 
so ist die Bank deutscher Länder berechtigt, 
den Gläubiger in Höhe des anzukaufenden 
Betrages zu befriedigen. Die Befriedigung 
kann auch durch Hinterlegung erfolgen. 

(2) Soweit die Bank deutscher Länder den 
Gläubiger befriedigt, geht die Ausgleichsfor- 
derung auf sie über. 

S 11 

Auflösung des Ankaufsfonds 

(1) Die zum Bestand des Ankaufsfonds 
gehörenden Ausgleichsforderungen erlöschen, 
sobald dieser Bestand alle noch bestehenden 
Ausgleichsforderungen umfaßt. Damit wird 
der Ankaufsfonds aufgelöst. 

(2) Die im Zeitpunkt der Auflösung noch 
vorhandenen sonstigen Mittel des Ankaufs- 
fonds sind auf die Schuldner der Ausgleichs- 
forderungen im Verhältnis derjenigen Zah- 
lungen aufzuteilen, die sie zum letzten Zah- 
lungstermin vor dem Erlöschen der Aus- 
gleichsforderungen der Bank deutscher Län- 
der für den Ankaufsfonds schuldeten. Dies 
gilt nicht, sofern nach der letzten Zuführung 
gemäß § 8 Abs. 2 Buchstabe a keine Leistun- 
gen gemäß § 2 fällig geworden sind; in die- 
sem Falle steht der Überschuß dem Bund zu. 
Im Zeitpunkt der Auflösung noch nicht fäl- 
lige Zinsen auf angekaufte Ausgleichsforde- 
rungen sind nicht zu entrichten. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 haben 
die Schuldner die an sie aufgeteilten Mittel 
anteilig an diejenigen abzuführen, die ihnen 
die letzten Zinsen und Tilgungsleistungen 
für angekaufte Ausgleichsforderungen erstat- 
tet haben. 

§ 12 

Erlöschen von Rentenausgleichsforderungen 

Die von der Bank deutscher Länder für 
Rechnung des Bundes angekauften Renten- 
ausgleichsforderungen erlösdhen. 
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§ 13 

Änderung von Vorschriften 

(1) Mit Wirkung für das Geschäftsjahr 
1955 und die folgenden Geschäftsjahre wird 
Nummer 29 des Gesetzes über die Errich- 
tung der Bank deutscher Länder in der Fas- 
sung des Gesetzes über die Verteilung des 
Reingewinns der Bank deutscher Länder im 
Geschäftsjahr 1952 und in den folgenden 
Geschäftsjahren vom 7. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1318) wie folgt ge- 
ändert: 

1. Absatz 1 Nummer 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. Ein Betrag von vierzig Millionen Deut- 
sche Mark, vom Geschäftsjahr 1980 an 
ein Betrag von dreißig Millionen 
Deutsche Mark, ist dem nach § 8 des 
Gesetzes über die Tilgung von Aus- 
gleichsforderungen vom 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .) gebildeten 
Fonds zum Ankauf von Ausgleichsfor- 
derungen bis zu seiner Auflösung zu- 
zuführen.“ 

2. Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

(2) Mit Wirkung für das Geschäftsjahr 
1955 und die folgenden Geschäftsjahre wer- 
den folgende Bestimmungen aufgehoben: 


1. § 12 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes über die 
Landeszentralbanken in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über die Landeszentralbanken vom 
7. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1319), 

2. § 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Landeszentralbanken 
vom 7. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1319). 

(3) Es bleibt einem Bundesgesetz im Zu- 
sammenhang mit der Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Deutschen Reichsbank und 
der Deutschen Golddiskontbank Vorbehal- 
ten. den Rechtsgrund für die Zahlung der in 
Absatz 1 Nummer 1 genannten Beträge zu 
bestimmen. 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


L Allgemeines 

1. Ausgleichsforderungen wurden Geldinsti- 
tuten, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen bei der Währungsreform zum 
Ausgleich der durch andere Aktiven nicht 
gedeckten Passiven einschließlich eines Eigen- 
kapitals gewährt, um ein geordnetes Geld- 
wesen wiederherzustellen. Bei fast allen 
Instituten überstiegen die sich nach der Um- 
stellung ergebenden Verbindlichkeiten die 
verbliebenen Vermögenswerte. Ohne diese 
Deckung hätten die Institute wie andere 
Sdiuldner die Herabsetzung ihrer umgestell- 
ten Verbindlidikeiten im Vertragshilfever- 
fahren beantragen müssen. Eine solche Lösung 
hätte den gesetzlichen Umstellungssatz aus- 
gehöhlt und kam daher nicht in Betracht. 


Nach der Währungsreform wurden Aus- 
gleichsforderungen auf Grund besonderer 
Berliner Vorschriften, auf Grund des Ren- 
tenaufbesserungsgesetzes, des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes und des Gesetzes über 
die innerdeutsche Regelung von Vorkriegs- 
remboursverbindlichkeiten gewährt. Diese 
Gesetze standen in engem Zusammenhang 
mit der Neuordnung des Geldwesens. 

2. Die Ausgleichsforderungen sind Schuld- 
buchforderungen, die in der Regel gegen das 
Land gerichtet sind, in dem das Institut sei- 
nen Sitz hat. Bei überörtlichen Geldinsti- 
tuten ist die Ausgleichsforderung auf meh- 
rere Länder aufgeteilt. Bei Versicherungs- 
unternehmen mit Prämienaufkommen aus 
mehreren Ländern und bei Bausparkassen 
werden die Aufwendungen für die Aus- 
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gleidisforderungen von den übrigen Län- 
dern dem Land anteilig erstattet, in dem das 
Institut seinen Sitz hat. Der Bund schuldet 
die der Bank deutscher Lander, der deutsdien 
Bundespost für den Postsparkassendienst und 
die auf Grund des Rentenaufbesserungsge- 
setzes und des Umstellungsergänzungsge- 
setzes gewährten Ausgleichsforderungen. Die 
Gesamthöhe der Ausgleichsforderungen be- 
trägt nach dem Stand vom 1. Januar 1955 
20,477 Milliarden DM. Hiervon stehen 8,643 
dem Zentralbanksystem, 0,344 den Postver- 
waltungen, 6,847 den Geldinstituten und 
4,576 Milliarden den Versicherungsunter- 
nehmen und 67 Millionen DM den Bauspar- 
kassen zu. Insgesamt schulden die Länder 
12,597, der Bund 7,88 Milliarden DM Aus- 
gleichsforderungen. Von den Ländern sind 
nach § 2 in Verbindung mit § 1 des Ent- 
wurfs rd. 9,9 Milliarden DM Ausgleichsfor- 
derungen zu tilgen. Bei der endgültigen Be- 
stätigung der Umstellungsrechnungen werden 
sich zwar einige Veränderungen ergeben, 
jedoch dürften diese den Gesamtbetrag nicht 
wesentlich beeinflussen. Der vom Bund ge- 
schuldete Betrag der Ausgleichsforderungen 
wird sich idurch dk noch nicht aibgeschlossenie 
Gewährung von Rentenausgleichsforderungen 
nach dem Rentenaufbesserungsgesetz und 
von Ausgleichsforderungen nach dem Um- 
stellungsergänzungsgesetz auf etwa 8,58 Mil- 
liarden DM erhöhen. Hiervon sind rd. 
2,2 Milliarden DM Ausgleichsforderungen 
zu tilgen. 

Die Ausgleichsforderungen dürfen nur zum 
Nennwert bilanziert und übertragen werden, 
und zwar nur zwischen Geldinstituten, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen. 
Ihr Zinssatz beträgt bei Geldinstituten in der 
Regel 3 v. H. Soweit sie zur Deckungsmasse 
für Schuldverschreibungen von Realkredit- 
instituten gehören, werden sie mit 4^/2 v. H. 
verzinst; soweit sie bestimmte unverzinsliche 
und noch nicht fällige Zinsverbindlichkeiten 
bedecken, sind sie unverzinslich. Die Aus- 
gleichsforderungen der Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen werden dagegen 
mit 3 V 2 V. H. verzinst. 

3. Die Frage der Tilgung war in den Vor- 
schriften zur Neuordnung des Geldwesens 
mit Ausnahme der im Währungsgebiet ge- 
währten Sonderausgleichsforderungen für 
Umstellungskosten (rd. 209 Millionen DM) 
zunächst offengeblieben. Die Untilgbarkeit 
der Ausgleichsforderunsen ruft in Verbin- 
dung mit ihrer sonstigen Ausstattung viel- 


fach Störungen liquiditäts- oder rentabilitäts- 
mäßiger Art hervor. Die Ausstattung der 
Ausgleichsforderungen verhindert es, sie in 
größerem Umfang als Refinanzierungsmittel 
außerhalb des Zentralbanksystems zu ver- 
wenden. Das Zentralbanksystem lombardiert 
zwar die Ausgleichsforderungen, kauft sie 
aber nur dann an, wenn ein Rückkauf durch 
die Veräußerer gewährleistet ist, da es seinen 
Aufgaben gemäß nur vorübergehende Liqui- 
ditätshilfe geben kann. Nach den Gesetzen 
vom 7. September 1953 (BGBl. I S. 1318/19) 
kann nur in besonders dringlichen Fällen und 
nur in Höhe von ca. 30 bis 50 Millionen DM 
jährlich durch einen endgültigen Ankauf Ab- 
hilfe geschaffen werden. 

Das einzelne Unternehmen wird in der 
Regel in der Wahrnehmung seiner Auf- 
gaben um so stärker beeinträchtigt, je höher 
der Anteil der Ausgleichsforderung an seiner 
Bilanzsumme ist. Wenn sich diese Wirkungen 
auch durch das Anwachsen der Bilanzsumme 
in den letzten Jahren vermindert haben, so 
bestehen sie doch fort. 

4. Das Gesetz bezieht sich nicht auf die be- 
reits nach Maßgabe des § 3 der 45, DVO/ 
UG tilgbaren Sonderausgleichsforderungen 
für Umstellungskosten. Es erstreckt sich fer- 
ner nicht auf die Ausgleichsforderungen des 
Zentralbanksystems. Für die Ausgleichsfor- 
derung der Bank deutscher Länder ist zu- 
nächst ein teilweiser Umtausch in handel- 
bare Papiere für Zwecke der Offen-Markt- 
Politik ermöglicht worden. Es wird zur Zeit 
geprüft, ob dieser Umtausch in einem Ge- 
setz geregelt und weitere Teile der Aus- 
gleichsforderungen des Zentralbanksystems 
in die Regelung einbezogen werden sollten. 
Das Gesetz gilt außerdem nicht für die Aus- 
gleichsforderungen der Postverwaltungen. 

Alle übrigen Ausgleichsforderungen sind von 
den Schuldnern, unabhängig von der Lage 
des Gläubigers, gleichmäßig mit halbjährlich 
0,5 V. H. zuzüglich der ersparten Zinsen zu 
tilgen. Diese Regelung verzichtet bewußt auf 
eine Bedürfnisprüfung und hat daher zur 
Folge, daß audi die Ausgleichsforderungen 
derjenigen Gläubiger getilgt werden, die In 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben durch die 
Ausgleichsforderungen nur unwesentlich be- 
einträchtigt werden. Sie gewährleistet die 
Gleichbehandlung, vermeidet die Gefahr 
welttragender Eingriffe der öffentlichen 
Hand in die Wettbewerbslage der Gläubiger 
und behebt nach Maßgabe der Tilgung die 
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durch die Ausstattung der Ausgleichsforde- 
rungen hervorgerufenen Störungen. 

In besonders dringlichen Fällen müssen jedoch 
Ausgleichsforderungen auch schon vor Fäl- 
ligkeit der Tilgungen eingelöst werden kön- 
nen. Für solche Fälle sieht der Gesetzentwurf 
einen vorzeitigen Ankauf aus Mitteln eines 
Ankaufsfonds vor, zu dessen Gunsten der 
Bund u. a. laufend auf einen Teil des Rein- 
gewinns der Bank deutscher Länder ver- 
zichtet. 

Soweit die Mittel des Ankaufsfonds für 
Dringlichkeitsfälle nicht benötigt werden, 
sollen mit ihnen alle Ausgleidisforderungen 
gleichmäßig angekauft werden. Ohne die 
zusätzlichen Mittel des Ankaufsfonds ergäbe 
sich bei einem Zinssatz von 3,3V2 oder 
4b^2 V. H. eine Tilgungszeit von jeweils rd. 
47,44 oder 39 Jahren. Der Ankauf aus den 
erwarteten Beiträgen aus den Reingewinnen 
der Bank deutscher Länder wird diese Zeit 
für alle Ausgleichsforderungen mutmaßlich 
auf etwa 37 Jahre abkürzen. 

Die von dem Ankaufsfonds erworbenen 
Ausgleidisforderungen erlöschen, sobald 
sämtliche noch bestehenden Ausgleichsforde- 
rungen angekauft worden sind. Dadurch ent- 
fällt für die Schuldner die weitere Verzin- 
sung und Tilgung. Der Bund erbringt somit 
durch die Beiträge aus den Reingewinnen der 
Bank deutscher Länder nicht nur Vorauszah- 
lungen, sondern eine über seine Verpflichtung 
als Schuldner von Ausgleichsforderungen hin- 
ausgehende zusätzliche Leistung zugunsten 
der Länder. 

Der Gesetzentwurf trägt den Belangen der 
Gläubiger Rechnung, stellt zugleich aber auch 
die Höchstgrenze dessen dar, was die Schuld- 
ner zu diesem Zweck unmittelbar oder mit- 
telbar aufbringen können. Es kann und muß 
daher im übrigen bei der bisherigen Rege- 
lung verbleiben. 

5. Dagegen sind die sonstigen in der Öffent- 
lichkeit erörterten Lösungsvorschläge ent- 
weder ungeeignet oder nicht durchführbar. 
Das gilt sowohl für die Vorschläge, die Aus- 
gleichsforderungen ganz oder teilweise in 
marktfähige Titel oder gegen Vermögens- 
werte der Schuldner umzutauschen, als auch 
für eine Regelung durch steuerliche Maß- 
nahmen. 

Selbst ein teilweiser Umtausch in höher ver- 
zinsliche langfristige Anleihen wäre unter 
Berücksichtigung der Gründe, die zu der 


bisherigen Ausstattung der Ausgleichsforde- 
rungen geführt haben, und im Hinblick auf 
die Regelung vergleichbarer Tatbestände 
z. B. in dem vorgesehenen Kriegsfolgenschluß- 
gesetz'’*) weder geboten noch angesichts der 
haushaltsmäßigen Auswirkungen vertretbar. 
Im übrigen wäre ein solcher Umtausch zur 
Zeit wegen der allgemeinen Tendenz zur 
Zinssenkung untunlidi und könnte störende 
Wirkungen auf dem noch nicht gefestigten 
Kapitalmarkt auslösen. 

Für einen Umtausch von Ausgleichsforderun- 
gen geeignete Vermögenswerte der Schuld- 
ner stehen nicht in ausreichender Höhe zur 
Verfügung. Bestimmte Vermögenswerte (z.B. 
Versorgungsbetriebe) können nicht ver- 
äußert werden. Andere Beteiligungen der 
öffentlichen Hand bringen entweder zu ge- 
ringe Erträge oder sind mit Risiken behaf- 
tet, die für die Privatwirtschaft nicht trag- 
bar sind. Die Darlehnsforderungen aus der 
öffentlichen Wohnungsbaufinanzierung wären 
nur bei denjenigen Gläubigergruppen ver- 
wertbar, zu deren Geschäftskreis die Verwal- 
tung derartiger Werte gehört. Da die aus 
unterschiedlidi zu verzinsenden und unter- 
schiedlich zu tilgenden Mitteln verschiedener 
Gläubiger stammenden Einheitshypotheken, 
die ihrerseits ebenfalls wieder unterschiedlich 
verzinst und unterschiedlich getilgt werden, 
nicht marktgerecht ausgestattet sind, müßten 
Teile eines jeden Darlehens der üblichen 
nachstelligen Objektbeleihung angepaßt und 
öffentlich verbürgt werden. Der so erzielbare 
Betrag marktgerecht ausgestatteter Dar- 
lehensforderungen aus der öffentlichen Woh- 
nungsbaufinanzierung wäre aber dann so ge- 
ring, daß sidi die damit verbundenen Kosten 
und der Verwaltungsaufwand nicht vertreten 
lassen. Es kommt hinzu, daß nicht nur die 
Hypothekenschuldner der Änderung der 
Darlehensbedingungen zustimmen müßten, 
sondern — wegen der notwendigen Grund- 
bucheintragungen — auch die nachrangigen 
Hypothekengläubiger und die Grundstüis- 
eigentümer. Da sich Wohnungsbaudarlehen 
und Ausgleichsforderungen weder örtlich 
noch betragsmäßig decken, könnten zudem 
häufig nur Hypothekenforderungen einge- 
tauscht werden, die außerhalb des Gebietes 
des einzelnen Instituts belegen sind. Soweit 
ein Umtausch überhaupt möglich ist, bleibt 
dies schon aus Gründen der Zuständigkeit 
dem Ermessen der einzelnen Länder über- 
lassen. 

Drucksache 1659 
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Allgemein betraditet erscheint es audi nicht 
vertretbar, im Gesetzeswege das Vermögen 
der öffentlichen Hand ausschließlich zur be- 
vorzugten Befriedigung einer einzelnen Gl’äu- 
bigergruppe zu verwenden. 

Eine Regelung durch steuerliche Maßnahmen 
würde das Steuersystem erneut mit Sonder- 
bestimmungen belasten und wegen der Ver- 
schiedenheit von Schuldnern der Ausgleichs- 
forderungen und Empfängern der Steuerein- 
nahmen den Finanzausgleich stören. Eine 
Aufrechnung von Steuerschulden mit Aus- 
gleichsforderungen oder ihre Abschreibung 
in den Steuierbilanzien 'bei eintsprechendem 
Verzicht auf die Ausgleichsforderung würde 
diejenigen Institute bevorzugen, bei denen 
der steuerbare Gewinn und der Steuersatz 
am höchsten sind. Dies gilt auch für eine 
Steuerbefreiung für Zinsen auf Ausgleichs- 
forderungen, wobei Im übrigen die Frage 
der Tilgung ungelöst bliebe. Die Verwen- 
dung der Zinsen als Tilgungsleistungen wäre 
trotz des damit verbundenen Fortfalls der 
Ertragsteuer nur für einen kleinen Teil der 
Gläubiger tragbar, da sie In ihrer Mehrzahl 
auf die Zinsen der Ausgleichsforderungen an- 
gewiesen sind. 

6. Die Im Gesetzentwurf vorgesehene Ge- 
samtlösung stellt daher unter den verschie- 
denen Vorschlägen die einzige Regelung dar, 
welche die Belange der Gläubiger und Schuld- 
ner im Rahmen des Möglichen angemessen 
berücksichtigt. 

Die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers 
ergibt sich aus Artikel 73 Nr. 4 GG. 

11. Einzelne Vorsdiriften 

Zu § 1 

Absatz 1 

Da die gesetzlichen Tatbestände, auf Grund 
deren Ausgleichsforderungen gewährt wer- 
den, nicht mit hinreichender Genauigkeit in 
einem Oberbegriff zusammengefaßt werden 
können, führt Absatz 1 die einzelnen Vor- 
schriften auf. 

Diese Vorschriften sind zum Teil durch 
Durchführungsbestimmungen oder Er- 
streckungsanordnungen ausgefüllt oder er- 
weitert worden, z. B. § 22 und § 24 des Um- 
stellungsgesetzes durch die 30. oder 23. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz, 
Nummer 2 Buchstabe a und Nummer 3 
Buchstabe a der Berliner Umstellungsergän- 


zungsverordnung durch die Durchführungs- 
bestimmungen Nr. 4 und Nr. 3 zur Ber- 
liner Umstellungsergänzungsverordnung, Ar- 
tikel 5 der Durchführungsbestimmung Nr. 7 
zur Berliner Umstellungsergänzungsverord- 
nung durch die Durchführungsbestimmung 
Nr. 12 und die Erstreckungsanordnungen 
vom 28. April und 27. Juni 1951. Derartige 
Zusatzbestimmungen werden im Entwurf 
nicht aufgeführt, da die Ausgleichsforderun- 
gen nach den im Entwurf bezeichneten 
Grundbestimmungen gewährt werden und 
dies eine hinreichende Abgrenzung ermög- 
licht. Absatz 1 erwähnt nicht besonders Aus- 
gleichsforderungen nach § 15 Abs. 2 der 
43. Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz und Nummer 16 der Durchfüh- 
rungsbestimmung Nr. 9 zur Berliner Um- 
stellungsergänzungsverordnung. Diese Aus- 
gleichsforderungen werden nach den in Ab- 
satz 1 Nummer 2 Buchstaben a und b ibe- 
zeichneten Bestimmunigen gewährt, da es sich 
nicht um unverzinsliche, sondern verzinsliche 
Ausgleichsforderungen handelt, deren Zins- 
zahlung lediglich ausgesetzt ist. 

Absatz 2 

Auf die im Währungsgebiet für Umstellungs- 
kosten gewährten Sonderausgleichsforderun- 
gen soll sich der Entwurf nicht erstrecken, da 
sie bereits nach § 3 der 45. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz getilgt 
werden. Bisher ist von den hiernach insge- 
samt gewährten rd. 209 Millionen DM Aus- 
gleichsforderungen bereits ein Betrag von 
114 Millionen DM getilgt, so daß nur noch 
95 Millionen DM bestehen. Die den Versiche- 
rungsunternehmen in Berlin gewährten Son- 
derausgleichsforderungen für Umstellungs- 
kosten werden noch nicht getilgt und sind 
daher In Absatz 1 unter Nummer 2 Buch- 
stabe c aufgeführt. 

Die Ausgleichsforderungen des Zentralbank- 
systems und der Post werden nach dem Ent- 
wurf nicht getilgt, da insoweit andere tat- 
sächliche oder rechtliche Verhältnisse vor- 
liegen. Bei den Ausgleichsforderungen des 
Zentralbanksystems besteht eine besondere 
Sachlage. Seine Liquidität wird durch die 
Ausgleichsforderungen nicht beeinträchtigt. 
Bei der Bank deutscher Länder steht den 
Ausgleichsforderungen der erheblich höhere 
Notenumlauf gegenüber. Die durch Aus- 
gleichsforderungen bedeckten Giroverbind- 
lichkelten der Landeszentralbanken sind, so- 
weit es sich um Mindestreserven handelt, 
praktisch nicht abrufbar. Das Mlndestreser- 
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vensoll übersteigt bereits jetzt den Gesamt- 
betrag der Ausgleichsforderungen der Lan- 
deszentralbanken. Auch aus Rentabilitäts- 
gründen ist eine Tilgung nicht geboten, da 
Notenumlauf und Giroeinlagen unverzinslich 
sind, und die Verzinsung der Ausgleichsfor- 
derungen zusammen mit den sonstigen Er- 
trägen des Zentralbanksystems zur Erfüllung 
seiner Aufgaben ausreldit. Audi aus noten- 
bankpolitisdien Gründen ist eine Tilgung 
nicht erforderlich. Ein Umtausch eines Teils 
der Ausgleichsforderung der Bank deutscher 
Länder für Zwecke der Offen-Markt-Politik 
wäre nicht im Rahmen dieses Entwurfs zu 
regeln. 

Eine von den übrigen Ausgleichsforderungen 
abweichende Sach- und Rechtslage besteht 
weiter hinsichtlich der Ausgleichsforderungen 
der Post. Den Verbindlichkeiten, welche nach 
der Umstellung den Postscheck- und Post- 
sparkassenämtern verblieben waren, standen 
bei der Neuordnung des Geldwesens erheb- 
liche Vermögenswerte der Post gegenüber. 
Diese blieben durch den Erlaß der 46. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
bei der Umstellungsrechnung der Postscheck- 
und Postsparkassenämter außer Betracht. 
Zwar wurden diese im übrigen nach näherer 
Maßgabe der 46. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz als Geldinstitute im 
Sinne der Währungsgesetze behandelt und 
sollten ungeachtet des sonstigen Vermögens 
der Post Ausgleichsforderungen erhalten. Dies 
erschien den für den Erlaß der 46. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
zuständigen Stellen und den Schuldnern der 
Ausgleichsforderungen für den Postscheck- 
dienst nur dann vertretbar, wenn die Post 
den Zinsendienst für ihre Ausgleichsforde- 
rungen insoweit selbst übernahm und deren 
Tilgung zurückgestellt wurde, bis die der 
übrigen Gläubiger getilgt wären. Eine ent- 
sprechende Vereinbarung wurde zwischen der 
Post, den Schuldnern und dem Zentralbank- 
system vor Erlaß der 46. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz geschlos- 
sen. Bei der Vorbereitung des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes wurde zwischen dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bun- 
desminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen vereinbart, daß Ausgleichsforderungen, 
die der Post aus der Umwandlung von Post- 
scheck-Uraltguthaben zu gewähren sind, in 
gleicher Weise zu behandeln seien. 

Soweit der Post für den Postsparkassendienst 
Ausgleichsforderungen gegen den Bund zu- 


stehen, bedurfte es einer entsprechenden Ver- 
einbarung nicht, da bereits vor Erlaß der 
46. Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz durch die jeweiligen Flaushaltsge- 
setze bestimmt worden war, daß die Post 
die Zinsen für diese Ausgleichsforderungen 
selbst trägt, z. B. § 7 Abs. 1 des Gesetzes 
vom 22. Juli 1949 (WiGBl. 1949 S. 187). 
Diese Regelung ist In den späteren Haus- 
haltsgesetzen beibehalten worden, z. B. § 9 
Abs. 1 des Gesetzes vom 28. Mai 1954 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 541). 

Mithin liegt für die Verzinsung der Aus- 
gleichsforderungen der Post teils durch Ver- 
einbarung, teils durch Gesetz eine einheitliche 
Regelung vor. Wie bei der Verzinsung ist auch 
bei der Tilgung der Ausgleichsforderungen der 
Post aus der Natur der Sache eine einheitliche 
Regelung geboten, zumal die von den Schuld- 
nern für Tilgungszwecke bereitzustellenden 
Mittel ihre Leistungsfähigkeit insoweit er- 
schöpfen. Absatz 2 stellt daher die Tilgung 
aller Ausgleichsforderungen der Post zurück. 

Zu § 2 

Für die Höhe des Tilgungssatzes sind finanz- 
und steuerpolitisdi die sich daraus ergebende 
zusätzliche Belastung der Schuldner, anderer- 
seits aber auch die Belange der Gläubiger zu 
berücksichtigen. Die Ausgleichsforderungen 
können angesichts ihrer Höhe nur langfristig 
getilgt werden. Die Tilgungsleistung muß von 
den Schuldnern ohne wesentliche Beeinträch- 
tigung ihrer sonstigen Verpflichtungen auf- 
gebracht werden können. Die Tilgungsdäuer 
der Ausgleichsforderungen sollte auch in einem 
angemessenen Verhältnis zu den Regelungen 
des Lastenausgleichsgesetzes und des in Vor- 
bereitung befindlichen Kriegsfolgenschluß- 
gesetzes stehen. Nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz müssen die Vertriebenen und Krlegs- 
sadigeschädlgten bei der Befriedigung ihrer 
Entschädigungsansprüche einen Zeitraum bis 
zu 30 Jahren hinnehmen. Bei der beabsich- 
tigten Regelung des Kriegsfolgenschlußgesetzes 
zwingt die Finanzlage des Bundes dazu, die 
vorgesehene Laufzeit der Ablösungsansprüche 
auf einen Zeitraum von 40 Jahren zu er- 
strecken. Auch bei Berücksichtigung der unter- 
schiedlichen Sachlage erscheint es daher ge- 
boten, für die Tilgung der Ausgleichsforde- 
rungen aus öffentlichen Mitteln einen entspre- 
chenden Zeitraum vorzusehen. Der Entwurf 
sieht dementsprechend im wirtschaftlichen Er- 
gebnis eine Tilgung der Ausgleichsforderungen 
in einem Zeitraum von annähernd 37 Jahren 
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vor. Diese Regelung Ist bank- und versiche- 
rungswirtschaftlich tragbar, wenn für Dring- 
lichkeitsfälle — wie in § 9 — Vorsorge ge- 
troffen ist. Andererseits wäre eine Tilgung in 
einem längeren Zeitraum nicht vertretbar. 
Hiergegen würde nicht nur der gewisse Sach- 
zusammenhang mit den vorerwähnten Ge- 
setzen, sondern auch die Notwendigkeit einer 
angemessenen Tilgung sprechen. Durch die 
Zuführung eines Betrages von jährlich rd. 
44 Millionen DM an den Ankaufsfonds wird 
die Tilgung des § 2 wirtschaftlich auf rd. 
1,3 v.H. jährlich erhöht. 

Ein einheitlicher Tilgungssatz von 1,3 v. H. 
jährlich würde dem bei der Langfristigkeit der 
Tilgung bestehenden vorzeitigen Tilgungs- 
bedürfnis in Dringlichkeitsfällen nidit Rech- 
nung tragen. Es ist nicht voraussehbar, ob und 
In welcher Höhe nach Befriedigung der jetzt 
bekannten Dringlichkeitsfälle noch Illiquidi- 
tätsfälle auftreten werden, die einen bevor- 
zugten Ankauf verlangen. Die Mittel des An- 
kaufsfonds können daher nicht vorbehaltlos 
zu einer gleichmäßigen zusätzlichen Tilgung 
verwandt werden, sondern müssen für die In 
§ 9 Abs. 1 und 2 bestimmten Ausnahmefälle 
erforderlichenfalls bereitstehen. Die Mittel des 
Ankaufsfonds können daher audi nicht von 
einem bestimmten Zeitpunkt ab als zusätz- 
liche allgemeine Tilgung Im Rechtssinne ver- 
wandt werden. Da aber der Ankauf Im wirt- 
schaftlichen Ergebnis für den Gläubiger einer 
Tilgung gleichsteht, kann die notwendige Vor- 
sorge für Dringlichkeitsfälle den zusätzlichen 
Ankauf von Ausgleichsforderungen aller 
Gläubiger zeitlich nur verschieben, nicht aber 
die durch die Mittel des Ankaufsfonds er- 
reichte Verkürzung der Tilgungszelt auf rd. 
37 Jahre beeinträchtigen. 

Im Sinne des Entwurfs sind verschieden ver- 
zinsliche Teile einer Ausgleichsforderung als 
selbständige Ausgleichsforderungen anzusehen. 
Die Tilgung für die einzelnen nach der Höhe 
der Verzinsung zu unterscheidenden Arten 
von Ausgleichsforderungen Ist daher gesondert 
zu berechnen, ohne daß es einer ausdrüchllchen 
gesetzlichen Regelung bedarf. 

Nach den zuerst erlassenen Gesetzen zur Neu- 
ordnung des Geldwesens wird eine Ausgleichs- 
forderung „zugeteilt", während sie nach den 
späteren Bundesgesetzen ,, gewährt"' wird. Da 
dieser Ausdruck auch den Tatbestand der „Zu- 
teilung" umfaßt, gebraucht der Entwurf den 
Begriff „Gewährung". Soweit eine Ausgleichs- 
forderung noch nicht gewährt ist, sondern 
z. B. mangels einer vorläufig bestätigten Um- 


stellungsrechnung nur Abschlagszahlungen ge- 
leistet werden, besteht noch keine Ausgleichs- 
forderung, welche bereits jetzt getilgt werden 
könnte. Dies wird durch die ausdrückliche 
Bezugnahme auf den gewährten Betrag In § 2 
klargestellt. Für die noch nicht gewährten 
Ausgleichsforderungen trifft § 5 eine Sonder- 
regelung. 

Für alle verzinslichen Ausgleichsforderungen 
ist ein einheitlicher Tilgungssatz zuzüglich der 
ersparten Zinsen vorgesehen. Somit ergibt sich 
eine entsprechend stärkere Tilgung der höher 
verzinslichen Ausgleichsforderungen und da- 
mit zunächst auch eine unterschiedliche Til- 
gungsdauer. Jedoch wird durch die zusätz- 
lichen Ankäufe nach § 9 erreicht, daß alle 
Gläubiger etwa nach 37 Jahren den Gegen- 
wert erhalten haben. 

Als unverzinsliche Ausgleichsforderungen im 
Sinne des § 2 kommen nur Ausgleichsforde- 
rungen gemäß § 2 der 27. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz in Be^ 
tracht, da für andere zur Zeit nicht verzinste 
Ausgleichsforderungen die Zinszahlung ledig- 
lich ausgesetzt ist. Einer Klarstellung im Text 
bedurfte es daher Insoweit nicht. Durch den 
Tilgungssatz von halbjährlich 2 v. H. Ist ein 
nicht unerheblicher Teil dieser Ausgleichsfor- 
derungen bei Fälligkeit der gegenüberstehen- 
den Verbindlichkeiten schon getilgt. Der ge- 
genüber den verzinslichen Ausgleichsforde- 
rungen höhere Tilgungssatz beruht weiter auf 
der Erwägung, daß die Schuldner dieser Aus- 
gleichsforderungen durch den Ankauf aus dem 
Ankaufsfonds ohne den höheren Tilgungssatz 
gegenüber den anderen Schuldnern ungerecht- 
fertigt bevorzugt würden. Bel einer Tilgung 
mit nur 0,5 v. H. halbjährlich würde Infolge 
des Fehlens von ersparten Zinsen Im Zeit- 
punkt der Auflösung des Ankaufsfonds (§11 
Abs. 1) erst ein sehr viel geringerer Betrag 
getilgt sein als bei den anderen angekauften 
Ausgleichsforderungen. Dies hätte zur Folge, 
daß die übrigen Schuldner länger Zins- und 
Tilgungsleistungen auf bringen müßten. Bei 
einer genauen Berechnung des sich aus der 
Unverzinslichkeit ergebenden und auf die ver- 
anschlagte Gesamtlaufzeit bezogenen Unter- 
schiedsbetraees würde sich ein Betrag von über 
2 V. H, halbjährlich ergeben. Der Entwurf hat 
aus Gründen der Verwaltungs Vereinfachung 
diesen Betrag abgerundet. 

Zu § 3 

Die Fälligkeit der Tilgungen entsprldit der 
Fälligkeit der Zinsleistungen. Absatz 2. ge- 
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währlelstet einen einheitlichen Tilgungsstand 
für alle Ausgleichsforderungen mit gleichem 
Zinssatz. Nach den In § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe k oder I aufgeführten Bestimmungen 
kann eine Ausgleichsforderung mit einer nach 
dem 1. Januar 1955 beginnenden Verzinsung 
gewährt werden. Ohne besondere Regelung 
würde sich für diese Ausgleichsforderungen 
ein abweichender Tilgungsstand ergeben. Bei 
einer Übertragung von Ausgleichsforderungen 
müßte sich der Erwerber vergewissern, ob es 
sich um eine der in Absatz 2 bezeichneten 
Ausgleichsforderungen handelt und von wel- 
chem Zeitpunkt ab sie gewährt worden Ist. 
Um dem Schuldner einen angemessenen Zeit- 
raum zur Berechnung der ersten Tilgungs- 
leistung zu gewähren, soll sie bei Ablauf des 
auf die Gewährung der Ausgleichsforderung 
folgenden Kalenderhalbjahres fällig sein. 

Zu§ 4 

Die endgültige Höhe der Ausgleichsforde- 
rungen steht in der Mehrzahl der Fälle noch 
nicht fest. Sie ergibt sich erst dann, wenn 
insbesondere die Um Stellung s- und Altbanken- 
rechnungen endgültig bestätigt worden sind. 
Daher kann sich der Betrag einer Ausgleichs- 
forderung erhöhen oder vermindern. Dem- 
entsprechend können zu hohe oder zu niedrige 
Tilgungsleistungen bewirkt worden sein. Die 
gleiche Frage ergab sich auch bei den Zins- 
zahlungen. Sie ist in der 15., 24. und 34. 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz derart geregelt, daß der Unterschieds- 
betrag nachzuzahlen oder zu erstatten ist und 
5 V. H. Nachzinsen ebenso zu entrichten sind 
wie bei verspäteter Zinszahlung aus sonstigen 
Gründen. Dem entspricht § 4. Durch die an- 
geordnete Rückwirkung nach Absatz 1 Satz 2 
wird ein einheitlicher Tilgungsstand erreicht, 
Indem auch bei verspätet geleisteter Tilgung 
für die zurückliegende Zelt ersparte Zinsen 
der Tilgung zugerechnet werden. Im Falle des 
Absatzes 2 sind zuviel und rechtzeitig gezahlte 
Tilgungsleistungen vom Zeitpunkt der Zah- 
lung, verspätet gezahlte Tilgungsleistungen 
von dem Zeitpunkt an zu verzinsen, zu dem 
sie entrichtet worden sind. Der Gläubiger 
konnte von diesem Zeitpunkt an entweder 
über die Beträge verfügen oder hat nach Ab- 
satz 1 Nachzinsen erhalten. 

Zu § 5 

Nach § 2 werden Ausgleichsforderungen erst 
getilgt, wenn sie gewährt worden sind. In 
einigen Fällen liegen jedoch noch keine vor- 


läufig bestätigten Umstellungsrechnungen vor 
und sind daher noch keine Ausgleichsforde- 
rungen gewährt worden. Die Schuldner leisten 
vorerst Abschlagszahlungen auf Zinsen. Im 
Interesse einer gleichmäßigen Haushaltsbela- 
stung und entsprechend einem Wunsch der 
Schuldner sieht § 5 daher auch Abschlags- 
zahlungen auf die Tilgung vor. 

Zu § 6 

Entsprechend den üblichen Bedingungen für 
langfristige Verbindlichkeiten muß es dem 
Schuldner freistehen, die Ausgleichsforderung 
mit angemessener Frist zu kündigen. Es kann 
zweifelhaft sein, ob der Schuldner ohne Ein- 
verständnis des Gläubigers die Forderung im 
Hinblick auf § 271 Abs, 2 BGB vorzeitig zu- 
rückzahlen kann. Halbsatz 1 gewährt dem 
Schuldner daher dieses Recht mit einer Frist, 
welche die Interessen des Gläubigers berück- 
sichtigt. Bei einer allgemeinen Kündigung 
würde die Mitteilung an jeden einzelnen 
Gläubiger bei der Vielzahl der Institute eine 
erhebliche Verwaltungsarbeit verursachen. 
Halbsatz 2 ermöglicht es deshalb, auch durch 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger zu kün- 
digen. 

Eine vorzeitige Tilgung in Bagatellfällen sieht 
der Entwurf nicht vor, da eine Bevorzugung 
dieser Gläubiger währungsrechtlich nicht ge- 
boten ist und daher die Voraussetzungen des 
Artikels 73 Nr. 4 GG nicht gegeben sind. 
Soweit die Schuldner die^e Bagatellfälle vor- 
weg erledigen, wmrden damit zahlreiche Klein- 
gläubiger befriedigt, wodurch eine wesentliche 
Verwaltungsvereinfachung einträte. 

Zu § 7 

Im Gegensatz zu der Aufteilung der Aus- 
gleichslast gegenüber überregionalen Geld- 
instituten auf mehrere Länder werden Aus- 
gleichsforderungen von Versicherungsunter- 
nehmen mit Prämienaufkommen aus mehreren 
Ländern und von Bausparkassen nicht real 
aufgeteilt. Die Schuldner dieser Ausgleichs- 
forderungen sind gemäß § 2 zur Zahlung der 
vollen Tilgungsbeträge verpflichtet. Es ist 
daher geboten, daß die Tilgungsaufwendungen 
dem Land, in dem das Institut seinen Sitz hat, 
ebenso anteilig erstattet werden, wie dies für 
die Zinsaufwendungen nach den in Absatz 1 
bezeichneten Bestimmungen der Fall ist. 

Nach Absatz 1 kann der Schuldner nur Er- 
stattung der nach § 2 zu leistenden Tilgungen 
verlangen. Bei einer freiwilligen vorzeitigen 
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Erfüllung der Schuld würde er hierzu nicht 
berechtigt sein. Um jedoch eine vorzeitige Ab- 
lösung der Schuld auch dann zu ermöglichen, 
wenn nur der Erstattungsberechtigte hierzu 
bereit Ist, gewährt Absatz 2 Satz 1 Ihm die 
gleiche Stellung, die er ohne vorzeitige Er- 
füllung haben würde. 

Dagegen ist die Erstattungspflicht des Bundes 
für Tilgungsraten gemäß § 2 des Gesetzes zur 
Überleitung der Beteiligung des ehemaligen 
Landes Preußen am Grundkapital der Deut- 
schen Pfandbriefanstalt vom 16. Dezember 
1954 (BiGBl. I S. 439) nidir auf die nadi § 2 
zu leistenden Tilgungen beschränkt. Der Er- 
stattungsberechtigte könnte somit in diesem 
Falle auch ohne Zustimmung des Erstattungs- 
pflichtigen zur vorzeitigen Erfüllung der 
Schuld volle Erstattung verlangen. Zum 
Schutze des Erstattungspflichtigen beschränkt 
daher Absatz 2 Satz 2 Ansprüche des Erstat- 
tungsberechtigten auf diejenigen Beträge, die 
er ohne vorzeitige Erfüllung verlangen könnte. 
Absatz 2 Satz 2 bezieht sich nicht nur auf das 
vorerwähnte Gesetz, sondern trägt auch der 
Möglichkeit Rechnung, daß nach Abschluß von 
Verhandlungen zwischen dem Bund und dem 
Land Berlin eine entsprechende Regelung für 
die in § 3 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes genannten Ausgleichsforderungen ge- 
troffen wird. 

Stimmt der nach Absatz 1 oder anderen 
Bestimmungen Erstattungspflichtige der vor- 
zeitigen Erfüllung zu, so bedarf es einer be- 
sonderen Regelung nicht, da sich die Erstat- 
tungspflicht aus dem Einverständnis ergibt. 

Zu § 8 

Neben der allgemeinen linearen Tilgung nach 
§ 2 muß für Dringlichkeitsfälle vorgesorgt 
werden. Diese Fälle treten ohne jeglidie Be- 
ziehung zur Fföhe der Ausgleichslast der ein- 
zelnen Schuldner auf. Für sie müssen — wie 
schon bisher — zentral verfügbare Mittel 
bereitstehen. Daher wird entsprechend 
Nummer 29 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes über die 
Erridatung der Bank deutscher Länder ein 
Ankaufsfonds, und zwar als rechtlich unselb- 
ständige Einrichtung der Bank deutscher Län- 
der, gebildet. Die Mittel des Ankaufsfonds 
werden vom Bund aufgebracht, da die nach 
Absatz 2 zuzuführenden Mittel dem Bund 
zustehen oder ihm ohne diese Regelung zu- 
fließen würden. Bisher waren die angekauften 
Ausgleichsforderungen jährlich an den zu 
übertragen, welcher die Mittel aufgebracht 


hatte. Nunmehr sollen die angekauften Aus- 
gleichsforderungen im Ankaufsfonds verblei- 
ben. Damit wird die Bank deutscher Länder 
Treuhänderin des durch angekaufte Aus- 
gleichsforderungen und die hierauf entfal- 
lenden Zins- und Tilgungsbeträge erweiterten 
Ankaufsfonds. 

Die Zuführung der in Absatz 2 Buchstaben b 
und c bezeichneten Ausgleichsforderungen be- 
ruht darauf, daß die Ankäufe dieser Aus- 
gleichsforderungen vorläufige Maßnahmen für 
die in diesem Entwurf vorgesehene Gesamt- 
regelung waren. 

Bereits mit Teilen ihrer Erträge der Geschäfts- 
jahre 1951 und 1952 hat die Bank deutscher 
Länder in dringenden Notfällen von abwik- 
kelnden Instituten Ausgleichsforderungen im 
Gesamtbeträge von rd. 30 Millionen DM end- 
gültig angekauft, die sie treuhänderisch für 
den Bund verwaltet. 

Eine entsprechende Vorsorge für Dringlich- 
keitsfälle, beginnend vom Geschäftsjahr 1953 
an, trafen die Gesetze vom 7. September 1953 
(BGBl. I S. 1318/19). Die hiernach aus den 
Gewinnanteilen der Geschäftsjahre 1953 und 
1954 angekauften oder noch anzukaufenden 
Ausgleichsforderungen wären nach Nummer 29 
Abs. 4 des Gesetzes über die Errichtung der 
Bank deutscher Länder an den Bund zu über- 
tragen; sie sollen jedoch nach Absatz 2 Buch- 
stabe c dem Ankaufsfonds zugeführt werden. 
Nach Buchstaben b und c erhält der Ankaufs- 
fonds Ausgleichsforderungen in Flöhe von rd. 
110 Millionen DM. Sie sind Ihm mit Wirkung 
vom Inkrafttreten des Gesetzes an zuzuführen. 
Es stehen dem Fonds somit die Zinsen von 
diesem Tage an zu, es sei denn, daß der An- 
kauf erst mit Wirkung von einem Tage nach 
dem Inkrafttreten erfolgt. 

Absatz 3 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
an der Verwendung des Ankaufsfonds ins- 
besondere auch die Gläubiger interessiert sind. 

Zu § 9 

Absatz 1 

Wie zu § 8 bereits ausgeführt, hat der Bundes- 
esetzgeber in den Gesetzen vom 7. Septem- 
er 1953 die Bildung eines Ankaufsfonds aus 
Mitteln des Reingewinns des Zentralbank- 
systems zum Ankauf von Ausgleichsforde- 
rungen in Dringlichkeitsfällen angeordnet. 
Das in Dringlichkeitsfällen bestehende An- 
kaufsbedürfnis verringert sich zwar durch die 
nunmehr vorgesehene allgemeine Tilgung nach 
§ 2. Gleichwohl muß die Möglichkeit des An- 
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kaufs im Rahmen der bisherigen Regelung 
neben der Tilgung nach § 2 beibehalten 
werden. 

Die sich aus der Tilgung nach § 2 ergebende 
Tilgungszeit ist länger als die Laufzeit eines 
erheblichen Teils derjenigen Verbindlichkeiten, 
für welche die Ausgleichsforderungen den 
Aktivposten darstellen. Bei Instituten mit 
Neugeschäft entstehen hierdurch im allge- 
meinen keine Liquiditätssdiwierigkeiten; so- 
weit sich solche vorübergehend ergeben, 
können sie In der Regel durch Refinanzierung, 
ggf. beim Zentralbanksystem, behoben werden. 
Dagegen ist es bei abwickelnden Instituten 
geboten, neben der linearen Tilgung nach § 2 
Vorsorge für Fälle dieser Art zu treffen. Ent- 
sprechendes gilt für solche Institute, denen es 
aus anderen Gründen nicht möglich Ist, diese 
Schwierigkeiten zu überwinden. 

§ 9 Abs. 1 übernimmt die vom Bundesgesetz- 
geber in Nummer 29 Abs. 4 Nr. 4 des Gesetzes 
über die Errichtung der Bank deutscher Länder 
gewählte Fassung für die Voraussetzungen des 
Ankaufs in Dringlichkeitsfällen. Es erscheint 
weder notwendig nodi möglich, an Stelle der 
bisherigen Fassung etwa alle Tatbestände, auf 
die sich § 9 Abs. 1 erstrecken soll, genau auf- 
zuzählen, da alle möglicherweise zu bereini- 
genden Fälle kaum voraussehbar sind. 

Der Betrag, der für die Zwecke des § 9 Abs. 1 
benötigt wird, wird nicht jährlich gleichblei- 
bend sein. Soweit sich die Verhältnisse unter 
Berücksichtigung der gemäß § 2 erfolgenden 
linearen Tilgung übersehen lassen, wird er in 
einzelnen Jahren hinter den dem Ankaufs- 
fonds zufließenden Mitteln Zurückbleiben und 
in anderen Jahren diese übersteigen. Deshalb 
werden Im Bedarfsfälle die Überschüsse ein- 
zelner Jahre teilweise für den Mehrbedarf in 
anderen Jahren zurückgestellt werden müssen. 
Dies gewährleistet § 9 Abs. 2 durch den ein- 
leitenden FFalbsatz. 

Absatz 2 

Die dem Ankaufsfonds zufließenden Mittel 
werden für die Zwecke des § 9 Abs. 1 nicht 
voll benötigt werden. Vielmehr steht auch 
infolge des von Jahr zu Jahr zunehmenden 
Betrages, der dem Ankaufsfonds an flüssigen 
Mitteln zufließt, für den Ankauf von Aus- 
gleichsforderungen in anderen Fällen ein stän- 
dig steigender Betrag zur Verfügung. Bevor 
dieser für einen allgemeinen gleichmäßigen 
zusätzlichen Ankauf von Ausgleidisforde- 
runigen aller Gläulbiger verwandt wird, 


müssen die verbleibenden Mittel zunächst 
zum Ankauf von Ausgleichsforderungen sol- 
cher Gläuibiger idienen, die in der Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaiben dadurch besonders 
behindert sinid, daß ihre Ausgleichsforde- 
rung einen überdurchschnittlichen Anteil an 
der Bilanzsumme ausmacht. 

Die Bilanzsumme stellt eine einheitliche Be- 
zugsgröße für alle Gläubigergruppen dar. 
Gleichwohl wirkt sich das gleiche Verhältnis 
der Ausgleichsforderungen zur Bilanzsumme 
bei Gläubigern mit verschiedenen Aufgaben 
unterschiedlidi aus. Für den überdurchschnitt- 
lichen Anteil der Ausgleichsforderungen ander 
Bilanzsumme, der einen Ankauf rechtfertigen 
könnte, ist daher nicht der Gesamtdurchschnitt 
bei allen Gläubigern, sondern der Durchschnitt 
bei Gläubigern in gleicher Lage, also bei einer 
bestimmten Gläubigergruppe, maßgebend; 
eine Feststellung, ob ein Gläubiger In der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben durch den 
überdurchschnittlichen Anteil seiner Ausgleichs- 
forderung besonders behindert ist, läßt sich 
ohne Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
nur durch Vergleich innerhalb derselben 
Gruppe treffen. Unter den in Betracht kom- 
menden Gläubigern derselben Gruppe werden 
zunächst diejenigen zu berücksichtigen sein, 
deren Ausgleichsforderungen den höchsten An- 
teil der Bilanzsumme ausmachen, und zwar in 
der Weise, daß jeweils die über einen be- 
stimmten Anteil der Bilanzsumme hinaus- 
gehenden Teilbeträge der Ausgleichsforderun- 
gen dieser Institute angekauft werden. 

Wann die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 
vorliegen, läßt sich wegen der Verschieden- 
artigkeit der Aufgaben der einzelnen Instituts- 
gruppen und der Verschiedenartigkeit der 
Zwecke, denen die Aktiven der einzelnen 
Institutsgruppen dienen, weder für sämtlldie 
Institutsgruppen gleichmäßig noch von vorn- 
herein für jede Gruppe durch einen bestimmten 
Prozentsatz regeln. Außerdem ergibt sich für 
abwickelnde Institute eine andere Lage als für 
die anderen. 

Eine Bezugnahme auf die jeweilige Bilanz- 
summe würde aber auch Innerhalb derselben 
Gruppe zu nicht sachgerechten Ergebnissen 
führen, soweit In der Bilanzsumme Beträge 
enthalten sind, die als durchlaufende Kredite 
(Treuhandgeschäft) ausgewiesen sind; denn 
diesen kommt nicht die gleiche Funktion wie 
den übrigen Aktiven zu. Die Bilanzsumme Ist 
daher bei der Berechnung des „Überhangs“ 
um diese Posten zu vermindern. 
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Neben Ankäufen bei diesen Überhangsfällen 
sollen die nach § 9 Abs. 2 verfügbaren Mittel 
zum Ankauf von Ausgleichsforderungen ver- 
wandt werden, die der Lastenausgleichsbank 
nach § 3 des Gesetzes über die innerdeutsche 
Regelung von Vorkriegsremboursverbindlich- 
keiten vom 20. August 1953 (BGBl. I S. 999) 
gewährt worden sind oder werden. Durch 
dieses Gesetz werden zweckgebundene flüssige 
Mittel der Lastenausgleichsbank für Beiträge 
an Remboursschuldner beansprucht. Es er- 
scheint daher geboten, die hierfür gewährten 
Ausgleichsforderungen im Rahmen des § 9 
Abs. 2 anzukaufen und damit die ursprüng- 
liche Zweckbestimmung der zeitweilig nach 
dem vorerwähnten Gesetz in Anspruch ge- 
nommenen Mittel des Lastenausgleichsfonds 
möglichst bald wieder herzustellen. Es handelt 
sich um einen Betrag von rd. 3 Millionen DM 
Ausgleichsforderungen. 

Absatz 3 

Die nicht vorweg für die Zwecke des § 9 
Abs. 1 und Abs. 2 benötigten Mittel sollen 
nach § 9 Abs. 3 benutzt werden, um damit 
gleichmäßig Ausgleichsforderungen aller Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen anzukaufen. Dies hat für alle 
Institute die gleiche Wirkung wie eine ent- 
sprechende überplanmäßige Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen. Dadurch werden nach 
einem Zeitraum von rd. 37 Jahren sämtliche 
noch nicht nach § 2 getilgten Ausgleidisfor- 
derungsteile vom Ankaufsfonds aufgenommen 
worden sein. 

Absatz 4 

Entsprechend der bisherigen Regelung sieht 
§ 9 Abs. 4 für die Verwendung der Mittel 
nach § 9 Abs. 1 eine Mitwirkung anderer 
Stellen nicht vor. Da bei § 9 Abs. 2 die Lage 
der einzelnen Institutsgruppen beurteilt wer- 
den muß, ist für die Verwendung der Mittel 
nach § 9 Abs. 2 die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen und des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft vorgesehen- Zuvor ist den 
nach Landesrecht zuständigen Stellen Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben, um Ihren 
Interessen Rechnung zu tragen und von ihrer 
Sachkunde Gebrauch machen zu können. 

Zu § 10 

Ein Ankauf zugunsten des Ankaufsfonds setzt 
den Verkaufswillen des Gläubigers voraus, so 
daß ein Gläubiger den Verkauf seiner Aus- 
gleichsforderung ablehnen kann. Bei dem all- 


gemeinen Ankauf nach § 9 Abs. 3 könnte dies 
zu technischen Störungen führen. Darüber 
hinaus würden die Ausgleichsforderungen 
nicht vor dem Abschluß der planmäßigen Til- 
gung erlöschen. Dies würde zur Folge haben, 
daß die Schuldner für die gesamten dem An- 
kaufsfonds zustehenden Ausgleichsforderungen 
weiter Zins- und Tilgungsbeträge zahlen 
müßten, ohne daß die dem Ankaufsfonds zu- 
fließenden Mittel zweckentsprechend ver- 
wandt werden könnten. Hiergegen trifft § 10 
in Anlehnung an § 268 BGB Vorsorge und 
gewährleistet damit für die Schuldner das 
gleichzeitige Erlöschen der Ausgleichsforde- 
rungen. 

Zu § 11 

Mit dem Ankauf der letzten anzukaufenden 
Ausgleichsforderung hat der Ankaufsfonds 
seine Zweckbestimmung erfüllt. Er wird daher 
aufgelöst. Durch das gleichzeitig eintretende 
Erlöschen der zum Bestand des Ankaufsfonds 
gehörenden Ausgleichsforderungen werden die 
Länder wesentlich entlastet. 

Der genaue Zeitpunkt des Erlöschens gemäß 
Absatz 1 Ist nicht voraussehbar. Die Reihen- 
folge der Ankäufe steht noch nicht fest, so daß 
die dem Ankaufsfonds zufließenden Zins- 
beträge nicht genau im voraus zu berechnen 
sind. Außerdem wird davon ausgegangen, daß 
Reingewinnanteile der Bank deutscher Länder 
in Höhe von 40 oder 30 Millionen DM jähr- 
lich zugeführt werden; die Höhe der Zufüh- 
rung hängt jedoch von der zukünftigen, ge- 
genwärtig nicht übersehbaren Ertragslage der 
Notenbank ab. 

Die letzten Ankäufe werden voraussichtlich 
nicht alle zu dieser Zeit vorhandenen Mittel 
des Ankaufsfonds beanspruchen. Die In Ab- 
satz 2 vorgesehene Aufteilung der verblei- 
benden Barmittel rechtfertigt sich aus folgen- 
der Erwägung: nach der Zweckbestimmung 
des Ankaufsfonds wären Leistungen an ihn 
nicht mehr erforderlich gewesen. Die verblei- 
benden Beträge sollen daher an die Schuldner 
anteilig zurückfließen, sofern der Überschuß 
aus den von ihnen geschuldeten Beträgen her- 
rührt. Beruht der Überschuß jedoch ausschließ- 
licii auf der letzten Zuführung aus dem Rein- 
gewinn der Bank deutscher Länder, so muß er 
dem Bund zustehen. Dies ist dann der Fall, 
wenn nach der letzten Zuführung aus dem 
Reingewinn der Bank deutscher Länder nach 
§ 8 Abs. 2 Buchstabe a keine Tilgungsleistun- 
gen fällig geworden sind. Tritt das Erlöschen 
närnlich in diesem Zeitr aum ein, so waren die 
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vor diesem Zeitpunkt fälligen Zinsen und 
Tilgungsleistungen für Ankäufe gemäß § 9 in 
voller Höhe erforderlich. Anidernfalls hätte 
es einer Zuführung aus dem Reingewinn der 
Bank deutscher Länder nicht mehr bedurft: 
Die Ausgleichsforderungen wären daher vor 
der nächsten Zuführung aus dem Reingewinn 
der Bank deutscher Länder erloschen. Hierbei 
wird unterstellt, daß die Bank deutscher Län- 
der in der Lage ist, für den letzten Ankauf 
ausreichende Mittel so rechtzeitig zu verwen- 
den, daß die Ausgleichsforderungen vor der 
nächsten Fälligkeit weiterer Leistungen, sei es 
nach § 2, sei es nach § 8 Abs. 2 Buchstabe a, 
erlöschen können. 

Nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen müßten 
die Schuldner für die Zeit vor dem letzten 
Zinszahlungstermin bis zum Zeitpunkt des 
Erlöschens Zinsen zahlen. Da diese Mittel für 
Ankäufe nicht mehr benötigt werden, sieht 
Absatz 2 Satz 3 das Erlösdien dieser Zins- 
verpflichtungen vor. 

Absatz 3 vermeidet eine ungerechtfertigte 
Begünstigung der Erstattungspflichtigen. 

Zu § 12 

Aus Haushaltsmitteln des Bundes wurden ins- 
gesamt rd. 13 Millionen DM Rentenausgleichs- 
forderungen in Dringlichkeitsfällen angekauft. 
Sie sind aus schuldbuchrechtlichen Gründen 
noch nicht erloschen. Da der Bund insoweit 
bereits seine eigenen Verbindlichkeiten getilgt 
hat, können diese Rentenausgleichsforderungen 
nicht nochmals getilgt werden. Sie erlöschen 
daher. 

Zu § 13 

Nach der in Absatz 1 Nr. 1 vorgesehenen Än- 
derung des Gesetzes über die Errichtung der 
Bank deutscher Länder soll dem Ankaufsfonds 
an Stelle des Betrages von 30 bis 40 Millionen 
DM zunächst ein fester Betrag von 40 Mil- 
lionen DM jährlich zum Ankauf von Aus- 
gleichsforderungen zugeführt werden. Dies ist 
im Hinblick auf den Umfang der von dem 
Ankaufsfonds vorzunehmenden Ankäufe ge- 
boten. Die Herabsetzung des Betrages auf 
30 Millionen DM vom Geschäftsjahr 1980 an 
beruht darauf, daß von dann ab dieser Betrag 
für die Zweckbestimmung des Ankaufsfonds 
ausreichend erscheint: In dieser Zeit wird der 
Ankaufsfonds bereits einen Bestand von rd. 
1,6 Milliarden DM Ausgleichsforderungen 
enthalten. Die darauf anfallenden Zinsen und 


Tilgungsleistungen und die jährliche Zufüh- 
rung von 30 Millionen DM genügen, um eine 
Tilgung von rd. 37 Jahren zu erreichen. Im 
Gegensatz zu der alten Fassung der Num- 
mer 29 Abs. 1 Nr. 4 wird der neue Ankaufs- 
fonds nicht durch diese Bestimmung, sondern 
durch § 8 gebildet. Die Mittelzuführung kann 
sachlich und zeitlich begrenzt werden, da nun- 
mehr durch § 8 in Verbindung mit § 1 der 
Umfang der anzukaufenden Ausgleichsforde- 
rungen bestimmt ist. Dementsprechend nimmt 
Nummer 29 Abs. 1 Nr. 4 neuer Fassung auf 
§§ 8 und 11 Bezug. Dies dient weiter dem 
Zweck, daß die durch den Entwurf der Bank 
deutscher Länder übertragenen Geschäfte auch 
in dem Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder erwähnt werden. Die Auf- 
hebung der Nummer 29 Abs. 3 und 4 gemäß 
Absatz 1 Nr. 2 ist geboten, da diese Bestim- 
mungen durch §§ 1 und 8 gegenstandslos 
werden. 

Gewinnanteile der Landeszentralbanken wur- 
den durch die in Absatz 2 Nr. 1 aufgehobene 
Bestimmung aus der Erwägung herangezogen, 
daß auch die Länder als Schuldner zu den in 
den aufgehobenen Bestimmungen vorgesehenen 
Maßnahmen beitragen sollten. Nachdem die 
Schuldner nunmehr gemäß § 2 planmäßig til- 
gen, bedarf es einer Inanspruchnahme von 
Gewinnanteilen der Landeszentralbanken 
nicht mehr, zumal die bisherige Regelung die 
Länder vielfach in einem umgekehrten Ver- 
hältnis zu ihrer wirtschaftlichen Leistungs- 
kraft belastete. Die Aufhebung gemäß Ab- 
satz 2 Nr. 2, und zwar ebenfalls mit Wirkung 
vom Geschäftsjahr 1955 an, ist geboten, um 
die Abwicklung der Ankäufe aus dem bis- 
herigen Ankaufsfonds in der vorgesehenen 
Weise zu ermöglichen und damit idenjenitgen 
Ländern, deren Landeszentralbank einen Ge- 
winnanteil abgeführt hat, die daraus ange- 
kauften Ausgleichsforderungen zuführen zu 
können. 

Um bei einer zukünftigen gesetzlichen Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der Deutschen 
Reichsbank und der Deutschen Golddiskont- 
bank die Möglichkeit zu behalten, die nach 
Absatz 1 Nr. 1 vorgesehenen Leistungen des 
Bundes, die über die anteilsmäßige Tilgung 
der von ihm geschuldeten Ausgleichsforderun- 
gen hinausgehen, für die Zwecke dieser gesetz- 
lichen Regelung zu verwenden, sieht Absatz 3 
die Möglichkeit vor, den Rechtsgrund für die 
Leistungen durch zukünftiges Bundesgesetz 
zu bestimmen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 22. Juli 1955 


Mit Be2ug auf das Schreiben vom 1. Juli 1955 — 6-55002-1544/55 — 
beehre ich midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 145. Sitzung 
am 22. Juli 1955 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen und 
im übrigen keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat weist aber darauf hin, daß durch seine Stellung- 
nahme zu dem vorliegenden Gesetzentwurf einer Entscheidung der 
Frage, ob der Bund im Rahmen einer künftigen Regelung der Aus- 
gleichsforderungen diese Forderungen als Schuldner übernehmen 
und den Ländern die entstandenen bzw. noch entstehenden Auf- 
wendungen für Zinsen und Tilgungsleistungen erstatten soll, nicht 
vorgegriffen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Altmeier 
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Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fas- 
sen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen:“ 

Begründung 

Das Gesetz ändert formell Gesetze, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedurft hät- 
ten, wenn sie als Bundesgesetze nach dem 
Grundgesetz ergangen wären. Auch die 
Änderung solcher Gesetze bedarf der Zu- 
stimmung des Bunderates. 

Das Gesetz bedarf nach Art. 84 GG auch 
deshalb der Zustimmung des Bundesrates, 
weil es in mehreren Bestimmungen, insbe- 
sondere in § 7, das Verwaltungsverfahren 
regelt. 

2. Zu § 2 

§ 2 ist die folgende Fassung zu geben: 

4 2 

Tilgung 

Vom Jahre 1956 an werden verzinsliche 
Ausgleichsforderungen jährlich mit 0,5 vom 
Hundert des gewährten Betrages zuzüg- 
lich der durch die fortschreitende Tilgung 
ersparten Zinsen, unverzinsliche Aus- 
gleichsforderungen jährlich mi t 2 vom Hun- 
dert des gewährten Betrages getilgt,“ 

Begründung 

In den Länderhaushalten für das Rech- 
nungsjahr 1955 konnten die nach diesem 
Gesetz zu erbringenden Tilgungsverpflich- 
tungen nicht berücksichtigt werden. Der 
Tilgungsdienst kann daher frühestens von 
1956 an aufgenommen werden, so daß die 
1. Tilgungsrate am 30. Juni 1956 fällig 
wird. 

Die derzeitige Haushaltslage der Länder 
läßt eine Belastung mit einer höheren Til- 
gungsquote als jährlich 0,5 v. H. bzw. 
2 V. H. nicht zu. Die Lage der Masse der 
Gräubigerlnstitute hat sich auch in den 
letzten Jahren erheblich gebessert, insbe- 
sondere hat sich der Anteil der Ausgleichs- 
forderungen an der Bilanzsumme wesent- 
lich verringert, so daß den Gläubigern un- 
ter Berücksichtigung der schwer überseh- 
baren Haushaltslage der Länder ein Til- 
gungssatz von jährlich nur 0,5 v. H. bzw. 


2 V. H. zugemut)et werden kann. Für Son- 
derfälle stehen die Mittel aus dem nach 
§ 8 zu bildenden Ankaufsfonds zur Ver- 
fügung. 

3. Zu § 3 Abs. 2 

In § 3 Abs. 2 ist der „1. Januar 1955“ zu 
ersetzen durch „1. Januar 1956“. 

Begründung 

Es handelt sich um eine Anpassung an den 
Änderungsvorschlag zu § 2, wonach die 
Tilgung erst vom Jahre 1956 an aufgenom- 
men werden soll. 

4. Zu § 9 

In § 9 ist folgender Absatz 3 einzufügen: 

„(3) Die Mittel des Fonds sollen so ein- 
gesetzt werden, daß sie im Endergebnis 
eine gleichmäßige Erhöhung der Leistun- 
gen aller Schuldner, gemessen an der Be- 
lastung mit Ausgleichsforderungen nach 
Maßgabe der endgültig bestätigten Um- 
stellungsrechnungen, darstellen.“ 

Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 4 und 5. 

Begründung 

Es liegt durchaus im Rahmen des Gesetz- 
entwurfs und ist auch im Interesse der 
Verwaltungsvereinfachung zu begrüßen, 
wenn Ausgleichsforderungen bis zu be- 
stimmten Beträgen (Zwergausgleichsforde- 
rungen) außerhalb dieses Gesetzes vorweg 
getilgt werden. Darüber hinaus muß die 
Möglichkeit von zusätzlichen Tilgungslei- 
stungen für Sonderfälle offengehalten 
werden. Es sollen jedoch die Schuldner, die 
im Interesse einer weiteren Entspannung 
der Liquiditätslage zusätzliche Mittel be- 
reitstellen, bei der Entlastung durch den 
Ankaufsfonds nicht dadurch schlechter ge- 
stellt werden, daß vorweg bzw. zusätzlich 
getilgte Ausgleichsforderungen bei dem 
Einsatz der Mittel des Ankaufsfonds un- 
berücksichtigt bleiben. Auch die unter- 
schiedliche Streuung der kleinen Aus- 
gleichsforderungen verlangt, daß alle 
Schuldner an den Mitteln des Fonds Im 
Endergebnis In einem Umfang partiplzle- 
ren, wie es ihrem Anteil an tilgbaren Aus- 
gleichsforderungen an dem Gesamtbeträge 
aller zur Tilgung kommenden Ausgleichs- 
forderungen entsprldit. 


17 



5. Zu § 13 Abs. 3 

§ 13 Abs. 3 ist zu streidien. 

Begründung 

Die Organisation des Zentralbanksystems 
bringt es mit sich, daß die Bank deutscher 
Länder den Hauptgewinn aus dem Zen- 
tralbanksystem zieht. Aus diesem Grunde 
ist es geboten, daß den Ländern in Form 
der Zahlungen aus dem Reingewinn der 
Bank deutscher Länder an den Ankaufs- 
fonds wenigstens ein Teil des Gewinns des 
Zentralbanksystems zugute kommt. 

Da der Bund die Währungshoheit in An- 
spruch nimmt, fällt ihm auch die Aufgabe 
zu, in erster Linie Mittel zur Tilgung von 
Ausgleichsforderungen solcher Unterneh- 
men bereitzustellen, deren Ausgleichsfor- 
derungen aus währungs- und kapital- 


marktpolitischen Gründen bevorzugt zu 
tilgen sind. 

Die Verbindung der Leistungen des Bun- 
des aus dem Reingewinn der Bank deut- 
scher Länder an den Ankaufsfonds mit 
der Liquidation der Reichsbank und der 
Deutschen Golddiskontbank ist sachfremd. 
Die Frage, inwieweit bei der Liquidation 
der Reichsbank eine Art Pauschalbefriedi- 
gung der Länder in Betracht kommt, muß 
der Prüfung des künftigen Liquidations- 
gesetzes Vorbehalten bleiben; dieser Ge- 
setzentwurf liegt den Ländern noch nicht 
vor. 

Im übrigen ist es gesetzestechnisch nicht 
vertretbar, die Bestimmung des Rechts- 
grundes für die Zahlung der in Abs. 1 
Nr. 1 genannten Beträge einem künftigen 
Bundesgesetz vorzubehalten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Fassung der Eingangsworte 

Der Ansicht des Bundesrates, daß der Ent- 
wurf seiner Zustimmung bedürfe, kann 
nicht beigetreten werden. Nach der stän- 
digen Auffassung der Bundesregierung, die 
u. a. auch bei den bisherigen Änderungen 
der in § 13 des Entwurfs genannten Vor- 
schriften zum Ausdruck gekommen ist, er- 
fordert ein Gesetz zur Änderung dieser 
Vorschriften die Zustimmung des Bundes - 
rates nur dann, wenn das Änderungsge- 
setz selbst einen zustimmungsbedürftigen 
Inhalt hat. Dies ist nicht der Fall. Insbe- 
sondere enthält § 7 des Entwurfs keine 
Vorschriften über das Verwaltungsverf äh- 
ren im Sinne des Art. 84 Abs. 1 GG, er 
regelt vielmehr die Erstattungsansprüche 
der Schuldner sachlich. 

2. Zu § 2 

Gegen den Beginn der Tilgungspflicht erst 
vom Jahre 1956 an bestehen keine Beden- 
ken. 

Die vorgeschlagene Herabsetzung des Til- 
gungssatzes würde die Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen um etwa 20 Jahre auf 
etwa 57 Jahre verlängern. Die Bundesre- 
gierung hält deshalb eine Herabsetzung 
der im § 2 des Entwurfs vorgesehenen Til- 
gungssätze bei Abwägung der Lage der 
Gläubiger und der Schuldner nicht für ver- 
tretbar. 

3. Zu § 3 

Gegen die Änderung des § 3 Abs. 2 be- 
stehen keine Bedenken. 

4. Zu § 9 Abs. 3 

Die Einfügung des vorgeschlagenen § 9 
Abs. 3 widerspräche dem Aufbau und der 
Zielsetzung des § 9. Dem Antrag des Bun- 
desrates liegt jedoch der richtige Gedanke 


zugrunde, daß vorzeitige Tilgungen rbicht 
zu einer Mehrbelastung des leistenden 
Schuldners gegenüber den anderen Ver- 
pflichteten führen sollten. Deshalb ist in 
der Tat ein Ausgleich zugunsten der 
Schuldner angezeigt, die freiwillig zusätz- 
liche Tilgungen durchgeführt haben. Dem 
würde folgende Änderung des § 11 ent- 
sprechen: 

4 11 

Auflösung des Ankaufsfonds 

(1) Hat der Schuldner eine Ausgleichs- 
forderung zu einem höheren Betrag getilgt, 
als er sie nach diesem Gesetz unter Berück- 
sichtigung des Absatzes 2 zu tilgen gehabt 
hätte, so ist ihm der Mehrbetrag aus den 
Mitteln des Ankaufsfonds zu erstatten, so- 
bald der Ankaufsfonds alle noch bestehen- 
den Ausgleichsforderungen umfaßt. Solange 
die flüssigen Mittel des Ankaufsfonds zur 
Erfüllung der gesamten Erstattungsan- 
sprüche nicht ausreichen, können Ab- 
schlagszahlungen geleistet werden. 

(2) Nach Erfüllung der sich aus Absatz 1 
ergebenden Verpflichtungen wird der An- 
kaufsfonds aufgelöst. Mit der Auflösung 
des Ankauf sfonds erlöschen die zu seinem 
Bestand gehöirenden Ausgleidisf orderungen. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 der Re- 
gierungsvorlage werden Absätze 3 und 4 
mit der Maßgabe, daß Absatz 4 mit den 
Worten ,Im Falle des Absatzes 3 Satz V 
eingeleitet wird.“ 

Zur Begründung der Absätze 1 und 2 ist 
im einzelnen noch folgendes zu bemerken: 
Schuldner, die Ausgleichsforderungen vor- 
zeitig getilgt haben, würden nach der Re- 
gierungsvorlage insoweit nicht an dem 
Vorteil teilneihmen, der darin liegt, daß 
nach § 11 ln einem gewissen Zeitpunkt alle 
bis dahin noch nicht getilgten Ausgleichs- 
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forderungen ohne weitere Leistungen der 
Schuldner erlöschen sollen. Dieser Benach- 
teiligung stände zudem, wenn kein Aus- 
gleich stattfände, eine nicht gerechtfertigte 
Begünstigung der übrigen Schuldner ge- 
genüber. Durch zusätzliche außerplan- 
mäßige Tilgungen wird nämlich der Ge- 
samtbetrag der von dem Ankaufsfonds 
anzukaufenden Ausgleichsforderungen ver- 
mindert und damit die Tilgungsdauer ver- 
kürzt. Diese Folgen können dadurch ver- 
mieden werden, daß Schuldnern, die Aus- 
gleichs forderungen über den gesetzlich 
vorgeschriebenen Umfang hinaus tilgen, zu 
Lasten des Fonds und damit der ülbrigen 
Schuldner ein Ausgleich in Höhe des Nenn- 
betrages gewährt wird, in dem die Aus- 
gleichsforderungen nach § 11 Abs. 1 der 
Regierungsvorlage bei planmäßiger Til- 
gung erlöschen würden. Dieser vomSdiuld- 
ner über seine gesetzlichen Vorpflichtungen 
hinaus getilgte Mehrbetrag entspricht dem 
Verhältnis, in welchem zu dem Zeitpunkt, 
in dem der Ankaufsfonds aufgelöst wird, 
die Restbeträge der planmäßig getilgten 
Ausgleichsforderungen zu ihrem ursprüng- 
lichen Nennbetrag stehen werden. Der 
Vorschlag stellt daher auf diesen Mehrbe- 
trag aib. Wenn z. B. unterstellt wird, daß 
der Ankaufsfonds nach 37 Jahren aufge- 
löst wird, würde die überplanmäßige Til- 
gung einer Ausgleichsforderung im Nerin- 
wert von 100, — DM einen Erstattungs- 
anspruch des Schuldners 

von rd. 33, — DM bei 3 Voigen 

Ausg lei chsf or derungen 
von rd. 25,40 DM bei 3,5Voigen 

Ausg lei chsf or derungen 
von rd. 6,90 DM bei 4,5Vaigen 

Au sglei chsf orderungen 

auslösen. 

Der Ausgleich muß gegebenenfalls auch den 
Schuldnern zukommen, idie vor dem In- 
krafttreten des Gesetzes freiwillige Til- 
gungen durchgeführt haben. Die vorge- 
schlagene Fassung läßt das zu. 

Ohne außerplanmäßige Tilgunig müßten 
die Schuldner Zins- und Tilgungsbeträge 
auf die Ausgleichsforderungen bis zu dem 
Erlöschen nach § 11 leisten. Demgemäß 
sollen Zahlungen auf die Erstattungsan- 
sprüche erst geleistet werden, sobald der 
Ankaufsfonds alle noch bestehenden Aus- 
gleichsforderungen umfaßt. Die Ansprüche 


sollen darüber hinaus erst fällig werden, 
wenn die Mittel des Fonds zur Befriedi- 
gung aller ausgleichsberechtigten Schuldner 
ausreichen. Soweit das sachdienlich ist, 
sollen jedoch nach Absatz 1 Satz 2 Ab- 
schlagszahlungen zulässig sein. 

Die Höhe der Erstattungsansprüche hängt 
von dem Umfang der überplanmäßigen 
Tilgungen ab. Sie ist daher nicht voraus- 
sehbar. Es muß damit geredmet werden, 
daß die nach dem letzten Ankauf vorhan- 
denen Mittel des Fonds nicht ausreichen, 
um alle Erstattungsansprüche zu erfüllen. 
Absatz 2 stellt daher sicher, daß die Schuld- 
ner der vom Fonds erworbenen Ausgleichs- 
forderungen Zins- und Tilgungsbeträge 
weiterhin leisten und die Beträge aus dem 
Reingewinn der Bank deutsher Länder 
dem Fonds noch so lange zugefühirt wer- 
den, bis die Mittel ausreihen . Dadurh 
werden <die zahlungspflihtigen Shuldner 
niht etwa zusätzlih belastet, da diese Lei- 
stungen ohne die außerplanmäßigen Til- 
gungen ebenfalls zu erbringen w’'ären. 

Bei einer entsp rehenden Änderung des 
§ 11 wäre in § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht auf 
§ 11 Abs. 1, sondern auf § 11 Abs. 2 Be- 
zug zu nehmen. 

5. Zu § 13 Abs. 3 

Der Streihung des § 13 Abs. 3 kann niht 
zugestimmt werden. Die Auffassung der 
Länder, daß deir iReingewinn der Bank 
deutsher Länder, auh, soweit er dem 
Bund zusteht, zur Tilgung der Ausgleihs- 
f orderungen zu verwenden sei, ist in kei- 
ner Weise gerehtfertigt. Bei der Abfüh- 
rung dieser Beträge an den Tilgungsfonds 
handelt es sih vielmehr um eine freiwillige 
Zuwendung des Bundes, gegen deren Ver- 
rehnung auf Verpflihtungen, die dem 
Bund etwa im Zusammenhang mit den in 
§ 13 Abs. 3 bezeihneten Tatbeständen er- 
wahsen sollten, keine durhgr eilenden 
Bedenken erhoben werden können. 

Die Aufnahme des Vorbehalts ist hiernah 
gerehtfertigt; sie ist erforderlih, weil 
andernfalls der Rehtsgrund für die Lei- 
stungen des Bundes aibshließend durh das 
vorliegende Gesetz bestimmt werden 
würde, so daß 'die Leistungen bei einer ge- 
setzlihen Regelung der Rehtsverhältnisse 
der Deutshen Reihsbank und der Deut- 
shen Golddiskontbank niht mehr ange- 
rehnet werden könnten. 
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